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Vorwort 

Die nachstehende Abhandlung hat der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität zu Köln im Wintersemester 1992/93 als Dissertation vorgele-
gen. Die mündliche Prüfung fand am 8. Juli 1993 statt. Das Manuskript wurde 
im Herbst 1992 abgeschlossen. Später erschienene Literatur ist nach Mög-
lichkeit berücksichtigt. 

Besonderen Dank für die Erstkorrektur schulde ich meinem Doktorvater, 
Herrn Prof. Dr. Günter Kohlmann, der die Anregung für die vorliegende Ar-
beit gab und durch seine sehr effiziente Betreuung zu ihrem zügigen Abschluß 
beitrug. Gleichfalls zu danken habe ich Herrn Prof Dr. Thomas Weigend für 
die Zweitkorrektur und den Herausgebern für die Aufnahme in die Reihe der 
Kölner Krirninalwissenschaftlichen Schriften. 

Der Verfasser ist inzwischen Rechtsanwalt in Berlin. 

Berlin, im Januar 1994 Hans Dieter Montag 
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Kapitell 

Einleitung und Problemstellung 

Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, inwieweit sog. faktische Ge-
schäftsführer einer GmbH taugliche Täter der Strafbestimmungen des GmbHG 
sein können. Zur Einfiihrung in dieses Thema werden daher zunächst diese 
Strafnormen ihrem wesentlichen Inhalt nach dargestellt und dann dem Begriff 
und den Erscheinungsformen faktischer Geschäftsführung gegenübergestellt. 

I. Die Strafvorschriften des GmbHG 

Die der GmbH wesenseigene Haftungsbeschränkung auf ihr Gesellschafts-
vermögen kann im Wirtschaftsleben zu besonderen Risiken für Außenstehende 
führen. Um diese Gefahren zu mindern, erlegt das GmbHG neben Gesellschaf-
tern, Aufsichtsratsmitgliedern und Liquidatoren insbesondere den Geschäfts-
führern der Gesellschaft spezielle Pflichten auf und bedroht besonders gefahr-
liehe Verstöße mit Strafe. An dieser Stelle wird ein kurzer Überblick über 
Regelungsgehalt und Schutzrichtung der Strafbestimmungen des GmbHG 
gegeben, soweit sich diese an den Geschäftsführer richten. Auf nähere Einzel-
heiten, die für das vorliegende Thema von Belang sind, wird dann im weiteren 
Verlauf der Untersuchung im jeweiligen sachlichen Zusammenhang einge-
gangen. 

1. § 82 GmbHG 

§ 82 GmbHG stellt bestimmte unwahre Angaben über die Verhältnisse der 
Gesellschaft unter Strafe, die in unterschiedlicher Begehungsweise öffentlich 
gemacht werden, nämlich bei § 82 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 GmbHG sowie bei § 82 
Abs. 2 Nr. 1 GmbHG durch Angaben gegenüber dem Registergericht, im Falle 
des § 82 Abs. 2 Nr. 2 GmbHG durch Angaben gegenüber einem unbegrenzten 
PersonenkreisI. Die Vorschriften betreffen dabei in erster Linie Angaben, die 
im Zuge der Gründung der Gesellschaft oder bei der Veränderung ihrer Kapi-
talverhältnisse zu machen sind. Daneben richtet sich § 82 Abs. 1 Nr. 4 
GmbHG gegen falsche Angaben über Vorstrafen oder Berufsverbote von Ge-
schäftsführern und § 82 Abs. 2 Nr. 2 GmbHG allgemein gegen eine falsche 

1 Tiedemarul in Scholz, § 82 GmbHG, Rz 1. 
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Darstellung oder Verschleierung der Vermögenslage der Gesellsc~. Nach 
der gesetzgeberischen Konzeption gründen sich nämlich die GmbH betref-
fende Eintragungen in das Handelsregister auf die gemäß § 78 GmbHG von 
den Geschäftsführern vorzunehmende Anmeldung und die dazu nach §§ 7, 8 
GmbHG erforderlichen Angaben. Deren Richtigkeit wird vom Registergericht 
im Regelfall jedoch nicht nachgeprüft. sondern soll vielmehr grundsätzlich 
dadurch sichergestellt werden, daß entsprechende Falschangaben unter Strafe 
gestellt sind3 • 

So nimmt § 82 Abs. 1 Nr. 1 GmbHG (sog. Gründungsschwindel) im we-
sentlichen stillschweigend auf die Verpflichtungen der Geschäftsführer nach 
§§ 7, 8 GmbHG Bezug", indem Falschangaben über die in der Vorschrift 
genannten, für die vermögensmäßige Bewertung der Gesellschaft maßgebli-
chen Umstände während ihres Gründungsstadiums inkriminiert werden. Da-
durch soll in erster Linie die Vortäuschung der Übernahme von Stammeinla-
gen und die Überbewertung von Sacheinlagen verhindert werdens. Daneben 
enthält § 82 Abs. 1 Nr. 3 GmbHG (sog. Kapitalerhöhungstäuschung) eine 
ähnliche, sachlich weitgehend auf § 57 Abs. 2 GmbHG bezogene Regelung6 

fiir den Fall der Zuführung neuen Eigenkapitals bei einer bereits bestehenden 
Gesellschaft. Zudem inkriminiert § 82 Abs. 2 Nr. 1 GmbHG (sog. Kapitalher-
absetzungsschwindel) in stillschweigendem Zusammenhang mit § 58 Abs. 1 
Nr. 47 unwahre Angaben bei einer Herabsetzung des Stammkapitals, nämlich 
im Rahmen der dabei erforderlichen Versicherung über die Befriedigung oder 
Sicherstellung solcher Gläubiger, die sich bei der Gesellschaft gemeldet und 
einer Herabsetzung des Stammkapitals nicht zugestimmt haben. 

Nicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft, sondern auf 
die persönliche Geeignetheit der Geschäftsführer bezieht sich die Vorschrift 
des § 82 Abs. 1 Nr. 4 GmbHG (sog. Eignungstäuschung). Danach sind un-
wahre Angaben im Rahmen der bei Anmeldung von Geschäftsführern nach §§ 
8 Abs. 3 S. 1, 39 Abs. 3 S. 1 GmbHG abzugebenden Versicherung über das 
Vorliegen der in § 6 Abs. 2 GmbHG genannten Ausschlußgrunde fiir eine 
Bestellung zum Geschäftsführer, z. B. über eine Vorstrafe wegen eines Kon-
kursdeliktes, strafbar. 

§ 82 GmbHG will mit diesen Straf drohungen verhindern, daß es aufgrund 
falscher Angaben gegenüber dem Registergericht zu Eintragungen in das 

2 Meyer-Landnrt in MI.. § 82 GmbHG, Rz. 2. 
3 Kohlmann in Hachcnburg, § 82 GmbHG, Rz. 1S; Ticdcmann in Schoh. § 82 GmbHG, Rz. 52. 
4 Ticdcmann in Schoh. § 82 GmbHG, Rz. 3. 
S Ticdcmann in Schoh. § 82 GmbHG, Rz. 52. 
6 Meyer-Landnrt in MI.. § 82 GmbHG, Rz. 6; Kohlmann in Hachcnburg, § 82 GmbHG, Rz. 70; 

Tiedemann in Schoh. § 82 GmbHG, Rz. 109. 
7 Meyer-Landrut in MI., § 82 GmbHG, Rz. 9; Kohlmann in Hachcnburg, § 82 GmbHG, Rz. 82; 

Tiedemann in Schoh. § 82 GmbHG, Rz. 129. 
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Handelsregister kommt und dadurch die Öffentlichkeit, d. h. Gläubiger, zu-
künftige Gesellschafter oder andere Personen irregeleitet werden, die mit der 
Gesellschaft in Rechtsbeziehungen treten wollen und zu ihrer Infonnation 
über die Verhältnisse der Gesellschaft in das Handelsregister möglicherweise 
Einblick nehmen8 • Über § 82 Abs. 2 Nr. 2 GmbHG erstreckt sich dieser 
Schutz vor falscher Infonnation zudem auch auf öffentliche Mitteilungen über 
die Lage der Gesellschaft. 

Während in den bisher genannten Fällen Adressat der Angaben nämlich 
jeweils das Registergericht sein mußte, pönalisiert § 82 Abs. 2 Nr. 2 GmbHG 
die sog. Geschäftslagetäuschung, d. h. unrichtige Darstellungen oder Ver-
schleierungen der Vermögenslage der Gesellschaft in einer an die Öffentlich-
keit gerichteten Mitteilung' . Ohne daß dies einer eigenständigen zivilrechtlich 
normierten Verhaltenspflicht entspricheo, macht sich danach strafbar, wer als 
Geschäftsfiihrer etwa in Pressemitteilungen oder auch in Rundschreiben an 
alle Gläubiger solche Erklärungen abgibtlI. In der Praxis kommt dies nicht 
selten bei Mitteilungen an die Gläubiger im Zuge unseriöser Sanie-
rungsversuche vorl2 . 

Durch § 82 GmbHG geschütztes Rechtsgut ist somit das Vertrauen der 
Gläubiger und der genannten sonstigen Dritten in die Wahrhaftigkeit der 
Eintragungen und Mitteilungen, die für die Öffentlichkeit wegen der Beson-
derheiten einer GmbH als Gesellschaftsform, insbesondere der Haftungsbe-
schränkung auf das vorhandene Gesellschaftsvermögen, von entscheidender 
Bedeutung sein können13 • 

Die Vorschrift verlangt dabei nicht, daß es zu einer konkreten GeflUrrdung 
der geschützten Rechtsgüter komme4 • Vielmehr ist sie als abstraktes GeflUrr-
dungsdelikt im Vorfeld des Betruges ausgestaltetlS . 

Taugliche Täter können nur die in der Vorschrift genannten Personen sein, 
so daß es sich insoweit um ein echtes Sonderdelikt handeltl6 . Tathandlung 

8 Kohlmann in Hac;henburg. § 82 GmbHG, Rz. 14; Fuhrmann in Rowedder, § 82 GmbHG, Rz. 1; 
Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. 8. 

9 Meyer-Landrut in MI.., § 82 GmbHG, Rz. 9; Kohlmann in Hachenburg. § 82 GmbHG, Rz. 92; 
Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. 138. 

10 Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. l. 
11 Meyer-Landrut in MI.., § 82 GmbHG, Rz. 9. 
12 Meyer-Landrut in MI.., § 82 GmbHG, Rz. 9; Richter, GmbHR 1984, 113, 116. 
13 Fuhrmann in Rowedder, § 82 GmbHG, Rz. 1; Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. 8ft: 

Weitergehend sieht Kohlmann in Hachenburg. § 82 GmbHG, Rz. 14, bei § 82 Abs.l Nr. 4 auch die 
Gesellschafter als vom Schutzbereich dieses Tatbestandes erfaßt In; dagegen Tiedemann in Scholz, § 
82 GmbHG, Rz. 1l. 

14 Fuhrmann in Rowedder, § 82 GmbHG, Rz. 1; Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. 16f. 
IS Tiedemann in Scholz, § 82 GmbHG, Rz. 16. 


